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(Nr. 8200.) Geſetz, betreffend die Aufhebung des Homagialeides. Vom 28. Mai 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


in 
Die Verpflichtung zur Ableitung des Homagialeides Behufs Erwerbung 
von Rittergütern und anderen Gütern wird aufgehoben. 
Ausländer bedürfen zur Erwerbung von Rittergütern ferner keiner Spezial ⸗ 
konzeſſion des Miniſters des Innern. 


§. 2. 

Ebenſo wird die Verpflichtung zur Ableiſtung des Homagialeides Behufs 
Ausübung von provinzial⸗, kommunal und kreisſtändiſchen Rechten aufgehoben. 
Zur Ausübung dieſer Rechte ſind nur Angehörige des Deutſchen Reichs befugt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i 

Gegeben Berlin, den 28. Mai 1874, 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. ; 
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(Nr. 8201.) Geſetz, wegen Bewilligung von Schauprämien für Vollblutzuchtpferde, ſowie 
Gewährung von Beihülfen zur Ausſtellung von Pferden in Händen von 
Privaten auf der in Bremen ſtattfindenden internationalen landwirthſchaft— 
lichen Ausſtellung, endlich Behufs Beſchickung dieſer Ausſtellung durch Pferde 
der Staatsgeſtüte. Vom 29. Mai 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
1 unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: 

u. 


Der Staatsregierung wird zur Gewährung von Schauprämien für Voll⸗ 
blutzuchtpferde, ſowie zur Gewährung von Beihülfen zur Ausſtellung von Pferden 
und anderen landwirthſchaftlichen Hausthieren in den Händen von Privaten auf 
der im Jahre 1874. in Bremen ftattfindenden internationalen landwirthſchaftlichen 
Ausſtellung, endlich Behufs Beſchickung dieſer Ausſtellung durch Pferde der 
Staatsgeſtüte aus den Ueberſchüſſen des Jahres 1873. die Summe von 60,000 Thlrn. 
zur Dispoſition geſtellt. a 

$. 2. 
Der Finanzminiſter und der Miniſter für die landwirthſchaftlichen Ange⸗ 
legenheiten werden mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
| Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. J 
Gegeben Berlin, den 29. Mai 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. 
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(Nr. 8202.) Fiſchereigeſetz für den Preußiſchen Staat. Vom 30. Mai 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 8 4 


Das nachfolgende Fiſchereigeſetz findet Anwendung auf die Küſten⸗ und Geltungsbereich. 
Binnenfiſcherei in allen unter Unſerer Hoheit befindlichen Gewäſſern. 


F. 2. 

Zu dem Fiſchfange im Sinne dieſes Geſetzes gehört auch der Fang von 
Krebſen, Auſtern, Muſcheln und anderen nutzbaren Waſſerthieren, ſoweit fie nicht 
Gegenſtand des Jagdrechts ſind. N 

Wo in dieſem Geſetz der Ausdruck „Fiſche“ gebraucht iſt, find darin die 
vorbezeichneten Thiere mitbegriffen. N 


$. 3. 

Unter Küſtenfiſcherei im Sinne dieſes Geſetzes iſt diejenige Fiſcherei ver- 
ſtanden, welche in den Unſerer Hoheit unterworfenen Theilen der Nord- und 
Oſtſee, in den offenen Meeresbuchten, den Haffen und in den größeren Strömen 
vor ihrer Einmündung in das Meer betrieben wird. | 

Binnenfiſcherei im Sinne dieſes Geſetzes iſt diejenige Fiſcherei, welche in 
den übrigen Gewäſſern, in den Flüſſen bis abwärts zu dem Punkte, wo die 
Küſtenfiſcherei beginnt, ‚betrieben wird. 

Die Grenzen der Küſten⸗ und Binnenfifcherei werden für jede der be⸗ 
theiligten Provinzen nach Anhörung der Provinzialvertretung im Wege landes⸗ 
herrlicher Verordnung feſtgeſtellt. 

F. 4. 


Geſchloſſene Gewäſſer im Sinne dieſes Geſetzes ſind: 
1) alle künſtlich angelegten Fiſchteiche, mögen dieſelben mit einem natürlichen 
Gewäſſer in Verbindung ſtehen oder nicht; 
2) alle ſolche Gewäſſer, denen es an einer für den Wechſel der Fiſche ge 
eigneten Verbindung fehlt; 
wenn in denſelben (Nr. 1. und 2.) der Fiſchfang Einem Berechtigten zuſteht. 
Streitigkeiten über die Frage, ob ein Gewäſſer im Sinne dieſer Vorschrift 
als ein geſchloſſenes anzuſehen iſt, werden mit Ausſchluß des Rechtsweges im 
Verwaltungswege entſchieden. 


§. 5. 
Die beſtehenden Fiſchereiberechtigungen unterliegen den einſchränkenden  Cinfchräntung der 
Vorſchriften dieſes Geſetzes. Jiſchereiberechtigungen 
ad Beſeitigung der 


Gegen vollſtändige Entſchädigung der Berechtigten kann in nicht geſchloſſenen wilben Giſcherei. 
Gewäſſern eine weitere Beſchränkung oder gänzliche Aufhebung ſolcher Berech— 
Gr. 82029 29°. tigun⸗ 
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tigungen erfolgen, welche auf die Benutzung einzelner beſtimmter Fangmittel 
oder ſftändiger Fiſchereivorrichtungen (Wehre, Zäune, Selbſtfänge für Lachs und 
Aal, feſtſtehender Netzvorrichtungen, Sperrnetze u. ſ. w.) gerichtet find. 
Eine ſolche weitere Beſchränkung oder Aufhebung kann beanſprucht werden: 
1) vom Staate im öffentlichen Intereſſe 
2) von Fiſchereiberechtigten und Fiſchereigenoſſenſchaften in dem oberen oder 
unteren Theil der Gewäſſer, wenn von denſelben ten wird, daß 
die Berechtigung der Erhaltung und ee, es Fiſchbeſtandes 
dauernd nachtheilig iſt und einem wirthſchaftlichen Betriebe der Fiſcherei 
in den betreffenden Gewäſſern entgegenſteht. 

Ueber den Antrag (Ziffer 2.) entſcheidet die „ (Landdroſtei) 
vert 5 ns der Betheiligten und vorgängiger Unterſuchung durch Sach⸗ 
verſtändige. 

ch die Entſcheidung derſelben kann binnen drei Wochen, vom Tage der 
den Ana an gerechnet, der Rekurs an den Miniſter für die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten verfolgt werden. 

Die zu gewährende Entſchädigung, welche in Ermangelung gütlicher Eini- 
ung im Rechtswege ein it, muß im erften Falle (oben Nr. 1.) vom 

taate, im zweiten (oben Nr. 2.) von demjenigen geleiftet werden, welcher die 
Aufhebung der Berechtigung beanſprucht. 

Die beſtehenden Vorſchriften über die Ablöſung von Dienſtbarkeiten zur 

Fiſcherei werden durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht berührt. 


F. 6. 


Fiſchereiberechtigungen, welche, ohne mit einem beſtimmten Grundbeſitze ver⸗ 
bunden zu ſein, bisher von allen Einwohnern oder Mitgliedern einer Gemeinde 
ausgeübt werden konnten, ſollen künftig in dem bisherigen Umfange der politi⸗ 
ſchen Gemeinde zuſtehen. a 

$.7. 


Das Recht zur Ausübung der Binnenfiſcherei in ſolchen Gewäſſern, welche 
bisher dem freien Fiſchfange unterlagen, ſoll den politiſchen Gemeinden in den 
innerhalb ihrer Gemarkung belegenen Gewäſſern zuſtehen. 

Wenn derartige Gewäſſer die 1 zweier oder mehrerer Gemeinden 
bilden, ohne der einen oder anderen Gemarkung ganz oder zu beſtimmten Theilen 
anzugehören, ſollen die Gemeinden in der Erſtreckung, auf welcher ihr Bezirk 
das Gewäſſer begrenzt, gleichberechtigt ſein. 


K 8. 


Gemeinden können die ihnen zustehende Binnenfifcherei nur durch beſonders 
angeſtellte Fiſcher oder durch Verpachtung nutzen. 

Das Freigeben des Fiſchfanges iſt verboten. 

Die Dauer der Pachtverträge darf in der Regel nicht unter ſechs Jahren 
beftimmt werden, Ausnahmen von dieſer Beſtimmung können unter beſonderen 
Umſtänden von der Aufſichtsbehörde zugelaſſen werden. 

Die 
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Die Trennung der einer Gemeinde zuſtehenden zuſammenhängenden Fiſch⸗ 
waſſer in einzelne Pachtbezrke bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde, 
welche darauf zu ſehen hat, daß einer unwirthſchaftlichen Zerſtückelung der Fiſcherei 
vorgebeugt wird. 

Die Auſſichtsbehörde iſt befugt, zu beſtimmen, welche Zahl der zuläffigen 
Fanggeräthe in jedem Pachtbezirke nicht überſchritten werden darf. 

Sind zwei oder mehrere Gemeinden in den ihre Gemarkung begrenzenden 
Gewäſſern gemeinſam berechtigt, jo können fie die Fiſcherei nur auf gemeinſchaft⸗ 
liche Rechnung nutzen. i N 

Iſt eine Einigung der Gemeinden über die Art der Nutzung nicht zu er⸗ 
reichen, ſo ſteht die Entſcheidung darüber der Aufſichtsbehörde zu. 


$. 9. 


Behufs geregelter Aufſichtsführung und gemeinſchaftlicher Maßregeln zum 
Schutze des Fiſchbeſtandes und, ſofern die im $. 10. bezeichneten Vorausſetzungen 
zutreffen, auch Behufs gemeinſchaftlicher Bewirthſchaftung und Benutzung der 
Fiſchwaſſer können die Berechtigten eines größeren zuſammenhängenden Fiſcherei⸗ 
gebiets auf Grund eines landesherrlich zu genehmigenden Statuts zu einer Ge⸗ 
noſſenſchaft vereinigt werden, welche durch einen von ſämmtlichen Berechtigten 
nach näherer Vorſchrift des Statuts zu wählenden Vorſtand vertreten wird. 

Ueber die Genoſſenſchaftsbildung und das Genoſſenſchaftsſtatut ſind die 
Berechtigten und im Falle des Widerſpruchs auch nur Eines derſelben die Kreis- 
ſtände des oder der Kreiſe, in welchen das Genoſſenſchaftsgebiet belegen iſt, vor 
der Genehmigung des Statuts zu hören. 

Die Bekanntmachung des landesherrlichen Erlaſſes erfolgt nach Vorſchrift 
des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.). e 

Im Falle freiwilliger Uebereinkunft aller Berechtigten genügt die Geneh⸗ 
migung des vereinbarten Statuts durch den Oberpräſidenten der betreffenden 
Provinz oder, inſofern der Bezirk in mehreren Provinzen belegen iſt, des Miniſters 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 


$. 10. 


Eine Ausdehnung des Genoſſenſchaftszwecks auf die gemeinſchaftliche Be— 
wirthſchaftung und Benutzung der Fiſchwaſſer kann nur auf Antrag eines oder 
mehrerer Betheiligten erfolgen. Dieſelbe iſt zuläſſig: 

1) wenn die ſämmtlichen betheiligten Berechtigten zuftimmen; 

2) bei der Binnenfiſcherei und zwar in der Beſchränkung auf die der Ge⸗ 
noſſenſchaft angehörigen nicht geſchloſſenen Gewäſſer, wenn die Fiſcherei 
in denſelben ausſchließlich den Beſitzern der anliegenden Grundſtücke zuſteht 
und der ſelbſtſtändige Fiſchereibetrieb der einzelnen Anlieger mit einer 
wirthſchaftlichen Fiſchereinutzung der Gewäſſer im Ganzen unvereinbar iſt. 
In dieſem Falle iſt bei dem Widerſpruche auch nur Eines Berechtigten 
die Zuſtimmung der Kreisſtände erforderlich. 

(Nr. 8202.) f Wird 


Genoſſenſchaften. 


Erlaubnißſcheine. 


1 


Wird über den Maßſtab für die Vertheilung der Aufkünfte aus der ge⸗ 
meinſchaftlichen Fiſchereinuzung eine Vereinbarung unter den Betheiligten nicht 
erzielt, ſo iſt derſelbe durch Schätzung der einzelnen Antheile am Fiſchwaſſer zu 
ermitteln. Das Nähere hierüber beſtimmt das Genoſſenſchaftsſtatut. 

Unter denſelben Vorausſetzungen (Ziffer 1. und 2.) kann innerhalb der 
größeren Genoſſenſchaft (F. 9.) für einen Theil der Berechtigten eine engere Ge⸗ 
noſſenſchaft zur gemeinſchaftlichen Bewirthſchaftung und Benutzung der Fiſch⸗ 
waſſer gebildet werden. 8 u 


Wer die Fiſcherei in den Revieren anderer Berechtigter oder über die 
2 7 85 der eigenen Berechtigung, beziehungsweiſe des freien Fiſchfangs hinaus 
betreiben will, muß mit einem nach Vorſchrift der folgenden Paragraphen aus: 
geſtellten und beglaubigten Erlaubnißſcheine verſehen ſein, welchen er bei Aus⸗ 
übung der Fiſcherei zu feiner Legitimation ſtets mit ſich zu führen und auf Ver⸗ 
langen des Aufſichtsperſonals und der Lokalpolizeibeamten vorzuzeigen hat. 


$. 12. 


Zur Ausſtellung eines Erlaubnißſcheins ſind nur der Fiſchereiberechtigte 
und der Fiſchereipächter innerhalb der Grenzen ihrer Berechtigung befugt. 

Soweit in genoſſenſchaftlichen Revieren eine gemeinſchaftliche Vewirth⸗ 
ſchaftung und Nutzung der Fiſchwaſſer ſtattfindet, tritt der Vorſtand der Ge- 
noſſenſchaft an die Stelle der einzelnen Berechtigten. 

Der Erlaubnißſchein muß auf die Perſon, auf ein oder mehrere beſtimmt 
bezeichnete Gewäſſer und auf beſtimmte Zeit, welche den Zeitraum dreier Jahre 
nicht überſchreiten darf, lauten. Er kann Beſchränkungen in Beziehung auf die 
Art und die Zahl der Fanggeräthe und die Zahl der beim Fiſchfange zu verwen⸗ 
denden Fahrzeuge enthalten. 9 3 


Fiſcherei⸗Erlaubnißſcheine bedürfen der Beglaubigung und zwar: 

1) für den Fiſchereibetrieb in den zu genoſſenſchaftlichen Revieren gehörigen 
Gewäſſern durch den zur Handhabung der Fiſchereiaufſicht berufenen Ge- 
noſſenſchaftsvorſtand (F. 9.) / 

2) für den Fiſchereibetrieb in den übrigen Gewäſſern durch diejenige Orts— 
polizeibehörde, in deren Bezirke der Ausſteller wohnt. 

Ausgenommen von dieſer Vorſchrift find, ſoweit nicht für genoſſenſchaft⸗ 
liche Reviere durch das Statut etwas Anderes beſtimmt wird, diejenigen Fiſcherei⸗ 
Erlaubnißſcheine, welche von einer öffentlichen Behörde, von einem öffentlichen 
Beamten innerhalb feiner Amtsbefugniſſe, einem Gemeindevorſtande oder dem 
zur Beglaubigung der Erlaubnißſcheine berufenen Vorſtande einer Fiſcherei⸗ 
getoſſenſchaß ausgeſtellt ſind. 

$. 14. 


Die Beglaubigung des Erlaubnißſcheins bezieht ſich nur auf die Unter⸗ 
ſchrift des Ausſtellers und enthält kein Anerkenntniß für die Berechtigung 95 
„15. 
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$. 15. 


Die Beglaubigung der Erlaubnißſcheine durch die Ortspolizeibehörde erfolgt 
ſtempel⸗ und koſtenfrei. a 

In genoſſenſchaftlichen Revieren kann jedoch für die Beglaubigung der 
Erlaubnißſcheine eine Gebühr bis zu Einer Mark zu Gunſten der Genoſſenſchaft 
erhoben werden. Das Nähere hierüber beſtimmt das Genoſſenſchaftsſtatut. 


$. 16. 


Wer die Fiſcherei aus eigenem Rechte oder als Pächter in nicht geſchloſſe⸗ 
nen Gewäſſern ($. 4.) betreiben will, hat davon der Aufſichtsbehörde, in genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Revieren (F. 9.) dem Vorſtande derſelben vorher Anzeige zu machen, 
erhält hierüber koſten⸗ und ſtempelfrei eine Beſcheinigung und hat dieſelbe beim 
Fiſchen ſtets bei ſich zu führen. ; 


b. 17. 


Das bei dem Fiſchen in Gegenwart des Fiſchereiberechtigten, des Fiſcherei⸗ 
pächters oder des Inhabers eines Erlaubnißſcheins beſchäftigte Hülfsperſonal 
bedarf keiner Legitimation. 


$. 18. 


An Stelle der vorſtehenden $$. 11. bis 17. bleibt der $. 41. der Fiſcherei⸗ 
ordnung für die in der Provinz Pommern belegenen Theile der Oder, das Haff 
und deſſen Ausflüſſe vom 2. Juli 1859. (Geſetz-Samml. S. 453.) und der 
§. 49. der Fiſchereiordnung für den Regierungsbezirk Stralſund vom 30. Au⸗ 
gun 1865, (Gejeß-Samml. S. 941.) für den Geltungsbereich dieſer Geſetze in 

traft; es können jedoch die darin beſtimmten Obliegenheiten des Königlichen 
Fiſchmeiſters (Oberfiſchmeiſters) in genoſſenſchaftlichen Revieren auf den zur Hand⸗ 
habung der Fiſchereiaufſicht berufenen Genoſſenſchaftsvorſtand ($. 9.) durch das 
Statut übertragen werden; in dieſem Falle findet auf die Ausſtellung und Be⸗ 
ſcheinigung der Legitimationsſcheine (Willzettel, Fiſchzettel) der zweite Abſatz des 
$. 15. dieſes Geſetzes Anwendung. 8 


$. 19, 


Die ohne Beiſein des Fiſchers zum Fiſchfange ausliegenden Fi cherzeuge. Bezeichnung der zum 
müſſen mit einem Kennzeichen verſehen ſein, durch welches die Pan des da e 
Fiſchers ermittelt werden kann. Ueber die Art der Kennzeichnung ſind die näheren 
Vorſchriften für genoſſenſchaftliche Reviere durch das Genoſſenſchaftsſtatut, für 
andere Reviere im Wege der Polizeiverordnung zu erlaſſen. 


. 20. 


Die Breite der Gewäſſer darf zum Zwecke des Fiſchfanges durch ſtändige beroiſe then ber Sin 
eee niemals auf mehr, als auf die Hälfte der Waſſerfläche, bei ber Allee Ba. 
gewöhnlichem niedrigen Wafferftande vom Ufer aus gemefjen, für den Wechſel 

(Nr. 8202.) 8 der 


Verbot ſchädlicher 
Fangmittel. 


Fiſchereipolizeiliche 
Vorſchriften. 
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der Fiſche verſperrt werden. Solche Vorrichtungen dürfen nicht fo nahe anein- 
ander angebracht ſein, daß der Zug der Fiſche dadurch behindert wird. 

Dieſe Vorſchriften finden in Grenzgewäſſern nur ſoweit Anwendung, als 
in dem Nachbarlande ein gleiches Vorgehen beobachtet wird; auch iſt der Miniſter 
für die eee eee Angelegenheiten ermächtigt, dieſelben zeitweilig für ſolche 
99 90 8 raft zu ſetzen, welche ſtreckenweiſe Unſerer Hoheit nicht unter⸗ 
worfen ſind. 

Die bereits beſtehenden ſtändigen Fiſchereivorrichtungen unterliegen dieſen 
Vorſchriften nicht, wenn mit denſelben eine auf dieſes beſondere Fangmittel ge⸗ 
richtete Fiſchereiberechtigung verbunden ift; im anderen Falle müſſen dieſelben, jo- 
weit fie den Vorſchriften dieſes Paragraphen nicht entſprechen, längſtens inner- 
halb zweier Jahre nach Erlaß dieſes Geſetzes von den Beſitzern, welche dazu er- 
forderlichenfalls im Verwaltungswege anzuhalten ſind, abgeändert werden. 


§. 21. 


Beim Fiſchfange iſt die Anwendung ſchädlicher oder explodirender Stoffe 
(giftiger Köder oder Mittel zur Betäubung oder Vernichtung der Fiſche, Spreng- 
patronen oder anderer Sprengmittel u. 5 w.) verboten. 


$. 22. 


Im Wege landesherrlicher Verordnung wird nach Anhörung der betreffenden 
Provinzialvertretung vorgeſchrieben: 

1) welche Fiſche mit Rückſicht auf ihr Maaß oder Gewicht nicht gefangen 
werden dürfen; 

2) zu welchen Tages- und Jahreszeiten die Fiſcherei überhaupt oder in ge⸗ 
wiſſen Erſtreckungen der Gewäſſer oder bezüglich gewiſſer Fangarten oder 
Fiſchgattungen verboten ſein ſoll; 

3) welche Fangarten und welche Arten von Fanggeräthen beim Fiſchfange 
nicht angewendet werden dürfen. 

Berechtigungen auf die Benutzung ſtändiger Fiſchereivorrichtungen 
($$. 5. und 20.) können durch dieſe Vorſchriften nicht getroffen werden ; 
ebenſowenig unterliegen denſelben ng auf den Gebrauch 
anderer beſtimmter Fangmittel, wenn der Berechtigte nur mit dieſem 
Fangmittel die Fiſcherei ausüben darf; 

4) von welcher Beſchaffenheit die erlaubten Fanggeräthe ſein müſſen, und 
15 welchen Beſchränkungen die letzteren zum Fiſchfange gebraucht werden 
önnen; 

5) welche Ordnung von den Fiſchern zur Vermeidung gegenſeitiger Störungen 
ferner im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs und der Schiffahrt per 
endlich gegenüber den Aufſichtsbeamten und zur Erleichterung der Auf: 
ſichtsführung zu beobachten iſt ; 

6) in welchen Jahreszeiten und an welchen Orten die Werbung der See— 
gewächſe verboten ſein ſoll. 

Für 


1 


Für Uebertretungen kann eine Geldſtrafe bis zu 150 Mark Reichsmünze 
ober Haft und die Einziehung der bei der Ausübung der Fiſcherei verwandten 
unerlaubten Fanggeräthe angedroht werden. f 

Bis zum Erlaſſe der in dieſem Paragraphen vorgeſehenen landesherrlichen 
Verordnungen bleiben die bezüglichen, zur Zeit beſtehenden, auf Geſetz oder Ver⸗ 
ordnung beruhenden Vorſchriften in Kraft. 


§. 23. 


In den nach $. 22. Nr. 2. anzuordnenden Schonzeiten ſoll die Fiſcherei Vorſchriſe aber 
nicht über das Maaß hinaus beſchränkt werden, welches zur Erhaltung des Scha de. fg 
Fiſchbeſtandes unter Berückſichtigung der durch dieſes Geſetz gegebenen ander siche 
weiten Schonungsmittel unbedingt geboten iſt. 

Insbeſondere ſoll dieſelbe in denjenigen Strecken der Gewäſſer, wo die 
Rückſicht auf Erhaltung des Fiſchbeſtandes es geſtattet, außer an den Sonn⸗ 
und Feſttagen, höchſtens an drei Tagen in der Woche unterſagt werden dürfen. 

Der Fang einzelner Fiſchgattungen und der Gebrauch beſtimmter Fang⸗ 
mittel kann auch in dieſem Falle für die ganze Dauer der Schonzeit verboten werden. 


$. 24. 


Gelangen Fiſche, deren Fang zur Zeit oder mit Rückſicht auf ihr Maaß 
oder Gewicht überhaupt verboten iſt, lebend in die Gewalt des Fiſchers, ſo ſind 
dieſelben ſofort wieder in das Waſſer zu ſetzen. 


$. 25. 


Die Vorſchriften der $$. 19. bis 24. finden auf geſchloſſene Gewäſſer 
($. 4.) keine Anwendung. 


* 


$. 26. 

Iſt der Fang von Fiſchen unter einem beſtimmten Maaße oder Gewichte 
verboten, ſo duͤrfen ſolche Fiſche im Geltungsbereiche des Verbots unter dieſem 
Maaße oder Gewichte weder feil geboten, noch verkauft, noch verſandt werden. 


\ $. 27. 

Auf die in den Fifhzuht-Anftalten vorhandene junge Fiſchbrut finden die 
Vorſchriften der $$. 24. und 26. keine Anwendung. 

Auch kann die Aufſichtsbehörde im Intereſſe wiſſenſchaftlicher Unter⸗ 
ſuchungen oder gemeinnütziger Verſuche und für Zwecke der künſtlichen Fiſchzucht, 
ſoweit erforderlich, unter geeigneten Kontrolmaßregeln Ausnahmen von den 
Vorſchriften der $$. 24. und 26. geſtatten. 

Den Beſttern geſchloſſener Gewäſſer (§. 4.) iſt der Verkauf und Verſandt 
von jungen Satzlingen zu Zuchtzwecken geſtattet. 


5 g §. 28. f 
Während der Dauer der Schonzeiten müſſen die durch dieſes Geſetz nicht 
beſeitigten ſtändigen Fiſchereivorrichtungen ($$. 5. und 20.) in nicht geſchloſſenen 
Gewässer hinweggeräumt oder abgeſtellt ſein. 
Jahrgang 1874. (Nr. 8202.) 30 Die 


Schonreviere. 


1 


Die Beſitzer derſelben find dazu erforderlichen Falls im Verwaltungswege 
anzuhalten. 


$. 29. 


Nach Anhörung der betheiligten Fiſchereiberechtigten und in genoſſenſchaft⸗ 
lichen Revieren nach Anhörung des Genoſſenſchaftsvorſtandes können zu Schon⸗ 
revieren erklärt werden: 


1) ſolche Strecken der Gewäſſer, welche nach ſachverſtändigem Ermeſſen vor- 
deb wee geeignete Plätze zum Laichen der Fiſche und zur Entwickelung 
er jungen Brut bieten (Laichſchonreviere) ; 
2) ſolche Strecken der Gewäſſer, welche den Eingang der Fiſche aus dem 
Meere in die Binnengewäſſer beherrſchen (Fiſchſchonreviere). 


Die Feſtſtellung der Schonreviere erfolgt durch Verfügung des Miniſters 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten und zwar, wenn ſolche Strecken der 
Gewäſſer zu Schonrevieren erklärt werden ſollen, in welchen dem Staate die 
Fiſchereigerechtigkeit zuſteht, im Einverſtändniſſe mit dem Finanzminiſter. 1 

Die betreffende Verfügung iſt durch öffentliche Bekanntmachung zur Kenntniß 
der Betheiligten zu bringen, auch find die Schonteviere, ſoweit es die Oertlichkeit 
geftattet, durch Aufſtellung beſonderer Zeichen erkennbar zu machen. 


6. 30. 


In Schonrevieren iſt jede Art des Fiſchfangs unterſagt, welche nicht für 
Zwecke der Schonung oder andere gemeinnützige oder wirthſchaftliche Zwecke von 
der Aufſichtsbehörde angeordnet oder geſtattet wird. 


$. 31. 


In Laichſchonrevieren (F. 29. Nr. 1.) muß die Räumung, das Mähen von 
Schilf und Gras, die Ausführung von Sand, Steinen, Schlamm u. ſ. w. und 
jede anderweite, die Fortpflanzung der Fiſche gefährdende Störung während der 
Laichzeit der vorherrſchenden Fiſchgattungen unterbleiben, ſoweit es die Intereſſen 
der Vorfluth und der Landeskultur geſtatten. Das Nähere hierüber, über die 
Beaufſichtigung und den Schutz der Schonreviere ift erforderlichen Falls durch 
ein von der Bezirksregierung zu erlaſſendes Regulativ feſtzuſtellen. 


$. 32. 


Zu Schonrevieren follen vorzugsweiſe ſolche Strecken der Gewäſſer erklärt 
werden, welche an ſich dem freien Fiſchfange unterliegen würden, 


oder 
in welchem dem Staate die ausſchließliche Fiſchereigerechtigkeit zuſteht, 
oder endlich : 


in welchen den politiſchen Gemeinden durch den §. 7. dieſes Geſetzes die Fiſcherei⸗ 
gerechtigkeit übertragen iſt. N . 
n 


J 


CEF F e m THIEL» NIT Dan it 


ae. 


In dieſen Fällen wird eine Entſchädigung für die entzogene Ausübung der 
Fiſcherei in den Schonrevieren nicht gewährt. 5 

Iſt es jedoch zur Erhaltung oder Verbeſſerung des Fiſchbeſtandes noth⸗ 
wendig, auch andere Gewäſſer in die Schonreviere aufzunehmen, fo fallen die 
deaf ruhenden Fiſchereiberechtigungen hinweg und muß den Berechtigten für 
die entzogene Nutzung volle Entſchädigung aus Staatsmitteln gewährt werden, 
deren Betrag beim Mangel kn Einigung im Rechtswege feſtzuſtellen ift. 

Geſchloſſene Gewäſſer können wider den Willen des Eigenthümers weder 
zu Schonrevieren erklärt, noch in dieſelben aufgenommen werden. 


. 33. 


Die durch frühere Geſetze und Verordnungen jedem Fiſchfange Behufs der 
Schonung entzogenen Strecken der Gewäſſer bleiben als Schonreviere im Sinne 
dieſes Geſetzes beſtehen und unterliegen den Vorſchriften der $$. 29. bis 31. 


$. 34. 


Iſt die Beibehaltung eines Schonreviers nicht mehr erforderlich, ſo kann 
daſſelbe durch Verfügung des Miniſters für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten wieder aufgehoben werden. In dieſem Falle treten rückſichtlich des Fiſch⸗ 


fangs die früheren Rechtsverhältniſſe wieder ein, inſoweit jedoch für Aufhebung 


der Berechtigungen eine Entſchädigung aus Staatsmitteln geleiſtet iſt, verbleibt 
die Fiſchereiberechtigung dem Staate. 


§. 35. 


Wer nach Erlaß dieſes Geſetzes in einem der Herrſchaft deſſelben unter⸗ 
worfenen natürlichen Gewäſſer Wehre, Schleuſen, Dämme oder andere Waſſer⸗ 
werke an Stellen, wo bisher der Zug der Wanderfiſche unbehindert war, anlegt, 
iſt verpflichtet, auf feine Koſten Fiſchpäſſe auszuführen und zu unterhalten. 

Ausnahmen von dieſer Vorſchrift können, jedoch immer nur widerruflich, 
zugeſtanden werden, wenn 


1) der Zug der Wanderfiſche in dem betreffenden Gewäſſer durch bereits ber 
191935 Anlagen oder aus anderen Gründen zur Zeit ausgeſchloſſen iſt, 
oder 5 

2) die neue Anlage nur einen vorübergehenden Zweck hat und die dem⸗ 
nächſtige Wiederwegräumung geſichert iſt. 

Ueber die Art der erforderlichen Einrichtungen und ihre Benutzung, ſowie 


über die Zuläſſigkeit von Ausnahmen beſtimmt nach vorgängiger ſachverſtändiger 


Unterſuchung diejenige Behörde, deren Genehmigung die auszuführenden Waſſer⸗ 
werke bedürfen, oder, ſofern eine Genehmigung nicht erforderlich ift, die Auf⸗ 
ſichtsbehörde. 8 36 


Beſitzer von Wehren, Schleuſen, Dämmen oder anderen Waſſerwerken in 
natürlichen Gewäſſern, durch welche der Zug der Wanderfiſche ganz verſperrt 
Or, 8202.) 309 oder 


Jiſchpäſſe. 
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oder erheblich beeinträchtigt wird, ſind verpflichtet, die Herſtellung von Fiſchpäſſen 
zu dulden, wenn 

1) die Anlage vom Staate im öffentlichen Intereſſe beabſichtigt wird, oder 

2) Perſonen oder Genoſſenſchaften, welche in dem oberen oder unteren Theile 

des Gewäſſers fiſchereiberechtigt ſind, die Anlage auszuführen beabſichtigen 

und der von ihnen vorgelegte Bauplan von der Bezirksregierung (Land. 

6. 89) nach zuvoriger Anhörung der Stauberechtigten genehmigt iſt 

89.) 


$. 37. 
Die Vorſchriften der $$. 35. und 36. finden keine Anwendung: 

1) auf geſchloſſene Gewäſſer (F. 4.) ’ 

2) auf künſtlich angelegte Waſſerzüge. Dieſe Ausnahme erſtreckt ſich auch 
auf natürliche Gewäſſer, wenn und foweit fie unmittelbare Zubehörungen 
oder Theile eines künſtlichen Waſſerzuges bilden; 

3) auf diejenigen Waſſerwerke (Abwäſſerungsſchleuſen, Siele u. ſ. w.), welche 
zum Schutze von Niederungen gegen die von außen andringenden Fluthen 
angelegt ſind oder angelegt werden. 


$. 38. 


Werden durch die im $. 36. bezeichneten Anlagen nutzbare Stauberech⸗ 
nalen beeinträchtigt, fo iſt dafür von dem Unternehmer der Anlage volle Ent» 
ſchädigung zu gewähren; dagegen wird für den etwaigen durch Anlegung eines 
Fiſchpaſſes veranlaßten Minderwerth der Fiſcherei keine Entſchädigung geleiſtet. 


$. 39. 


Die Ausführung eines Fiſchpaſſes durch Fiſchereiberechtigte oder Genoſſen⸗ 
Fer bedarf in allen Fällen der Genehmigung der Bezirksregierung (Land⸗ 
roſtei), welche bei Prüfung des Bauplans nicht allein die ufer -, fluß⸗ und 
ſchiffahrtspolizeilichen Rückſichten zu beachten, ſondern auch darauf zu ſehen hat, 
daß bei der Anlage des Fiſchpaſſes wider den Willen des Stauberechtigten das 
Maaß des Nothwendigen nicht überſchritten wird. 


$. 40. 


Zu den von Staatswegen oder nach Maßgabe eines von der Bezirks⸗ 
regierung (Landdroſtei) genehmigten Bauplans von Fiſchereiberechtigten auszu— 
führenden Fiſchpäſſen muß der erforderliche Grund und Boden von den Eigen⸗ 
thümern deſſelben gegen volle, von dem Unternehmer der Anlage zu gewährende 
Entſchädigung abgetreten werden. 

Auf das Enteignungsverfahren und die Ermittelung der Entſchädigung 
finden diejenigen Vorſchriften Anwendung, welche in Enteignungsfällen für 
Zwecke der Vorfluth in den einzelnen Landestheilen Platz greifen. 2 

Nach 


a 
Nach denſelben Vorſchriften erfolgt auch die Ermittelung der in den Fällen 
des $. 38. zu gewährenden Entſchädigung. 


F. Al. 


Die Bezirksregierung (Landdroſtei) hat unter Abwägung aller Intereſſen 
zu beſtimmen, in welchen Theilen des Jahres der Fiſchpaß geſchloſſen gehalten 
werden muß. 

| $. 42. 


In den für den Durchzug der Fiſche angelegten Fiſchpäſſen iſt jede Art 
des Fiſchfangs, insbeſondere auch das Einhängen oder Einſetzen von Fiſchkörben, 
Netzen, Reuter und anderen Fangvorrichtungen verboten. Oberhalb und unter- 
halb des Fiſchpaſſes muß in einer nach den örtlichen Verhältniſſen von der Re; 
gierung zu beſtimmenden angemeſſenen Ausdehnung für die Zeit, während welcher 
der Fiſchpaß geöffnet iſt, jede Art des Fiſchfanges verboten werden. Werden 
durch dieſes Verbot Rechte des Fiſchereiberechtigten beeinträchtigt, ſo muß dafür 
volle Entſchädigung geleiſtet werden. 


$. 43. 


Es ift verboten, in die Gewäſſer aus landwirthſchaftlichen oder gewerb⸗ 
lichen Betrieben Stoffe von ſolcher Beſchaffenheit und in ſolchen Mengen ein⸗ 
zuwerfen, einzuleiten oder einfließen zu laſſen, daß dadurch fremde Fiſchereirechte 
beſchäd g. werden können. 

ei überwiegendem Intereſſe der Landwirthſchaft oder der Induſtrie kann 
das 2 oder Einleiten ſolcher Stoffe in die Gewäſſer geſtattet werden. 
Soweit es die örtlichen Verhältniſſe zulaffen, ſoll dabei dem Inhaber der An⸗ 
lage die Ausführung ſolcher Einrichtungen aufgegeben werden, welche geeignet 
ſind, den Schaden für die Fiſcherei möglichſt zu beſchränken. 

Ergiebt ſich, daß durch Ableitungen aus landwirthſchaftlichen oder gewerb⸗ 
lichen Anlagen, welche bei Erlaß dieſes Geſetzes bereits vorhanden waren, oder 
in Gemäßheit des vorſtehenden Abſatzes geſtattet worden ſind, der Fiſchbeſtand 
der Gewäſſer vernichtet oder erheblich beſchädigt wird, ſo kann dem Inhaber 
der Anlage auf den Antrag der durch die Ableitung benachtheiligten Fiſcherei⸗ 
berechtigten im Verwaltungswege die Auflage gemacht werden, ſolche ohne unver⸗ 
hältnißmäßige Beläſtigung ſeines Betriebes ausführbaren Vorkehrungen zu treffen, 
welche geeignet ſind, den Schaden zu heben oder doch thunlichſt zu verringern. 

ie Koſten der Herſtellung ſoſcher Vorkehrungen ſind dem Inhaber der 
Anlage von den Antragſtellern zu erſtatten. 
Die letzteren find verpflichtet, auf Verlangen vor der Ausführung Vor⸗ 
ſchuß oder Sicherheit zu leiſten. 

Die Entſcheidung über die Geſtattung von Ableitungen nach Abſatz 2., fo» 
wie über die in Gemaͤßheit des Abſatz 3. anzuordnenden Vorkehrungen erfolgt, 
ſofern die betreffende Ableitung Zubehör einer der im $. 16. der Gewerbeordnun 
für den Norddeutſchen Bund vom 21. Juni 1869. (Bundes⸗Geſetzbl. S. 2459 
als genehmigungspflichtig bezeichneten Anlagen iſt, in dem für die Zulaſſung 

(Nr, 8202.) ; dieſer 


Verunreinigung ber 
Jiſchwaſſer. 


„ 


dieſer Anlagen angeordneten geſetzlichen Verfahren, in anderen Fällen nach dem⸗ 
jenigen Verfahren, welches über die Genehmigung von Stauanlagen für Waſſer⸗ 
triebwerke feſtgeſetzt iſt. s 1 

44. s 


N 99 5 Nöten von Flachs und Hanf in nicht geſchloſſenen Gewäſſern iſt 
verboten. 

Ausnahmen von dieſem Verbote kann die Bezirksregierung (Landdroſtei) 
jedoch immer nur widerruflich für ſolche Gemeindebezirke oder größere Gebiet: 
theile zulaſſen, wo die Oertlichkeit für die Anlage zweckdienlicher Rötegruben nicht 
geeignet iſt und die Benutzung nicht geſchloſſener Gewäſſer zur Flachs⸗ und Hanf: 

ereitung zur Zeit nicht entbehrt werden kann. 


$. 45. 


Abbt ing zum Dem Fiſchereiberechtigten iſt geſtattet, Fiſchottern und Taucher ohne An⸗ 
ſcheblcher Thie en wendung von Schußwaffen zu tödten oder zu fangen, 
Wenn in einzelnen Landestheilen durch die beſtehende Geſetzgebung den 
Fiſchereiberechtigten der Fang jagdbarer, der Fiſcherei ſchädlicher Thiere in wei⸗ 
terem Umfange geſtattet iſt, behält es dabei ſein Bewenden. 


§. 46. 
Beauſſichtigung der Wo in dieſem Geſetze die Aufſichtsbehörde erwähnt wird, iſt darunter die 
Siſcherei ordentliche Obrigkeit des Bezirks innerhalb ihrer Zuſtändigkeit verſtanden. 


Die Beaufſichtigung der Binnenfiſcherei, der Schonreviere und der Fiſch⸗ 
päſſe kann durch beſondere vom Staate beſtellte Beamte ausgeübt werden. Die 
von Fiſchereiberechtigten, Fiſchereigenoſſenſchaften oder Gemeinden beſtellten Auf⸗ 
ſeher find verpflichtet, den Anordnungen dieſer Beamten innerhalb der Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes nachzukommen. . N 

In genoſſenſchaftlichen Revieren liegt die unmittelbare Beaufſichtigung der 
Fiſcherei dem Vorſtande der Genoſſenſchaft, in allen nicht genoſſenſchaftlichen 
Binnenfiſcherei-Revieren der Gemeinde innerhalb ihrer Gemarkung neben den 
ſtaatlichen Sicherheits- und Lokalpolizeibeamten ob. 

Fiſchereiaufſeher, welche von Fiſchereiberechtigten, Fiſchereigenoſſenſchaften 
oder von Gemeinden beſtellt werden, find auf deren Antrag amtlich zu verpflich- 
ten, falls gegen ihre Zuverläſſigkeit kein Anſtand obwaltet. 

Die unmittelbare Beaufſichtigung der Küſtenfiſcherei außerhalb genoſſen⸗ 
ſchaftlicher Reviere wird von den Organen der Staatsverwaltung geführt. 


$. 47. 

Die amtlich verpflichteten Aufſichtsbeamten haben bei der Ermittelung und 
Verfolgung von Uebertretungen gegen die Beſtimmungen dieſes Geſetzes und die 
ſonſt beſtehenden fiſchereipolizeilichen Vorſchriften innerhalb ihres Aufſichtsbezirks 
die Befugniſſe und Verpflichtungen der Lokalpolizeibeamten; insbeſondere find 
dieſelben zu jeder Zeit befugt, die beim Woorlunſe im Gebrauch befindlichen 
Fanggeräthe, ſowie die in Fiſcherfahrzeugen vorhandenen Fanggeräthe und Fiſche 
einer Unterſuchung zu unterziehen. Auch 


- 
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Auch können von denſelben Fiſchbehälter, welche in nicht geſchloſſenen Ge- 
wäſſern ausgelegt ſind, jeder Zeit durchſucht werden. 


§. 48. 


Wird Jemand bei einer Uebertretung oder gleich nach derſelben betroffen 
oder verfolgt, ſo ſind die der Einziehung unterliegenden Gegenſtände, welche er 
bei ſich führt, in Beſchlag zu nehmen. In den nämlichen Fällen können die 
bei der Uebertretung gebrauchten Fifchergeräthe und Fahrzeuge gepfändet werden. 

Dieſe der Einziehung nicht unterliegenden Gegenſtände And dem nächſten 
Ortsvorſtande auf Gefahr und Koſten des Eigenthümers zur Aufbewahrung zu 
überliefern, jedoch gegen Niederlegung einer der Höhe nach vom Ortsvorſtande 
85 beſtimmenden baaren Summe, welche dem Geldbetrage der etwa erfolgenden 

erurtheilung nebſt den Koſten der Aufbewahrung oder dem Werthe des Pfand⸗ 
ſtücks gleichkommt, zurückzugeben. Die ee kann bei dem Ortsvor⸗ 
ſtande oder gerad erfolgen. Geſchieht die Niederlegung nicht innerhalb acht 
Tagen, ſo kann der gepfändete Gegenſtand auf Verfügung des zuſtändigen 
Richters öffentlich verſteigert werden. 
$. 49. 
Mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark Reichs münze oder mit Haft bis zu Einer 
Woche wird beſtraft: N 

1) wer in den Fällen des F. 11. bei Ausübung der Fiſcherei ohne einen 
nach Vorſchrift der $$. 12. und 13. ausgeſtellten und beglaubigten Er⸗ 
laubnißſchein, oder ohne die im $. 16. vorgeſchriebene Beſcheinigung oder 
im Geltungsbereiche der Fiſchereiordnungen für die in der Provinz 
Pommern belegenen Theile der Oder, das Haff und deſſen Ausflüſſe 
vom 2. Juli 1859. und für den Regierungsbezirk Stralſund vom 30. 
Auguft 1865. ohne einen vorſchriftsmäßig ausgeſtellten und beſcheinigten 
Legitimationsſchein (Willzettel, Fiſchzettel) betroffen wird (F. 18.) 

2) wer den Vorſchriften im $. 19. zuwider Fiſcherzeuge ohne die vorgeſchriebene 
Kennzeichnung auslegt. 1 


Mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark Reichsmünze oder mit Haft wird beſtraft: 

1) wer als Pächter einer Gemeindefiſcherei die von der Aufſichtsbehörde 
feſtgeſtellte Zahl der zuläffigen Fanggeräthe überſchreitet ($. 8.) 

2) wer einen Erlaubniß- oder Legitimationsſchein unberechtigt ausſtellt und 
aus Händen giebt ($$. 12. und 18.) 

3) wer bei Ausübung der Fiſcherei in nicht geſchloſſenen Gewäſſern die im 

N §. 21. verbotenen een e M 

4) wer den Vorſchriften im $. 28. zuwider ſtändige Fiſchereivorrichtungen 
nicht rechtzeitig wegräumt oder abſtellt oder denſelben vorſchriftswidrig 
eine größere als die nach $. 20. zuläſſige Ausdehnung giebt; 

5) wer in Schonrevieren verbotswidrig die Fiſcherei ausübt (F. 30.) oder 
den zum Schutze derſelben erlaſſenen reglementariſchen Vorſchriften zu⸗ 
wider handelt ($. 31.); 

Gr. 82029 N | 6) wer 


Strafbeſtimmungen. 


Schlußbeſtimmungen. 
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6) wer in den für den freien Durchzug der Fiſche angelegten Fiſchpäſſen, 
ſowie in den oberhalb und unterhalb derſelben gelegenen, dem Fiſchfange 
640% Theilen der Gewäſſer irgend eine Art des Fiſchfangs ausübt 
H. 42.)j 


7) wer den Vorſchriften des §. 43. oder den zur Ausführung deſſelben ge⸗ 
troffenen Anordnungen zuwider den Gewäſſern ſchädliche, die Fiſcherei 
gefährdende Stoffe zuführt oder verbotswidrig Hanf und Flachs in nicht 
geſchloſſenen Gewäſſern rötet ($. 44.). 

$. 51. 
Mit Geldſtrafe bis zu 90 Mark Reichsmünze oder mit Haft bis zu 4 Wochen 
werden beſtraft: 
Gef Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften der $$. 24. und 26. dieſes 
eſetzes. 
Neben der Strafe iſt auf Einziehung aller verbotswidrig feil gebotenen, 


verkauften oder verſandten Fiſche zu erkennen, ohne Unterſchied, ob fie dem Ver⸗ 
urtheilten gehören oder nicht. 
$. 52. 


Wer zur Begehung einer durch dieſes Geſetz mit Strafe bedrohten Ueber 
tretung ſich feiner Angehörigen, Dienſtboten, Lehrlinge oder Arbeiter als Theil- 
nehmer bedient, haftet, wenn dieſe nicht zahlungsfähig ſind, neben der von ihm 
ſelbſt verwirkten Strafe für die von denſelben zu erlegenden Geldſtrafen. 

$. 53. 


Alle früher erlaſſenen, den Beſtimmungen dieſes Geſetzes entgegenſtehenden 
Vorſchriften werden aufgehoben. 


$. 54. 
Der Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ift mit der Aus- 
führung dieſes Geſetzes beauftragt. ’ 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 30. Mai 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. 


(Nr. 8208.) 
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(Nr. 8203.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung einer Summe von 340,000 Thlrn. zum An- 
kauf der Suermondtſchen Sammlung von Gemälden und Handzeichnungen 
älterer Meiſter aus den Verwaltungsüberſchüſſen des Jahres 1873. Vom 
31. Mai 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


fn. unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: 


§. 1. 


Der Staatsregierung wird zum Ankauf der dem Rentier Suermondt zu 
Aachen gehörigen — von Gemälden und Handzeichnungen älterer 
Meiſter die Summe von dreihundert und vierzig tauſend Thalern aus den Ver⸗ 
waltungsüberſchüſſen des Jahres 1873. zur Verfügung geſtellt. 


§. 2. 


Der Finanzminiſter und der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts. und 
Medizinal⸗Angelegenheiten werden mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 31. Mai 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. 


. 


Jahrgang 1874. (Nr. 8203-8204.) n (Fr. 8204.) 
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(Nr. 8204.) Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes vom 6. Mai 1869, über die juriſtiſchen 
Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren Juſtizdienſte (Geſetz-Samml. 
S. 650. ff.). Vom 1. Juni 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den ganzen Umfang 
Unſerer Monarchie, was folgt: ö 

§. 1. 


Deutſche, welche in Elſaß⸗Lothringen die nach den dortigen Geſetzen vor⸗ 
1 1 0 erſte, zum Eintritt in den höheren Juſtizdienſt befähigende Prüfung 
eſtanden haben, können mit Genehmigung des Juſtizminiſters zur Vorbereitung 
für den Juſtizdienſt und die Zurücklegung 15 großen Staatsprüfung in Preußen 
zugelaſſen werden. 
$. 2. 


Auf die nach den $$. 6. bis 8. des Geſetzes vom 6. Mai 1869. den 
Referendarien vorgeſchriebene Vorbereitungszeit kann die bei den Gerichten, der 
Staatsanwaltſchaft, den Advokaten, Anwälten und Notaren in Elſaß⸗Lothringen 
zurückgelegte Zeit der Beſchäftigung mit Genehmigung des Juſtizminiſters in 
Anrechnung gebracht werden. 

$. 3. 


Der Juſtizminiſter hat die zum Vollzuge dieſes Geſetzes erforderlichen 
näheren Anordnungen zu treffen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 1. Juni 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camp hauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. 


(Nr. 8206.) 


(Nr. 8205.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. Juni 1874., betreffend die Bildung der Wahl⸗ 
kreiſe für die Provinzialſynode in den Provinzen Preußen, Brandenburg, 
Pommern, Schleſien und Sachſen. 


Au den vom Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath im Einverſtändniß mit dem 
Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten erſtatteten Bericht vom 27. Mai d. J. 
verordne Ich zur Ausführung der Beſtimmung $. 61. Abſ. 2. der Kirchen⸗ 
emeinde⸗ und Synodalordnung vom 10. September v. J. (Geſetz-Samml. 

. 417.), daß bis zur anderweiten kirchengeſetzlichen Regelung die Bildung der 
Wahlkreiſe für die Provinzialſynode in den Provinzen Preußen, Brandenburg, 
Pommern, Schleſien und Sachſen nach Inhalt der anliegenden Zuſammenſtellung 
in der Weiſe zu erfolgen hat, daß in der Provinz Sachſen mit Ausſchluß der 
Stolbergiſchen Grafſchaften neun und dreißig, in den übrigen genannten Pro⸗ 
vinzen je vierzig Wahlkreiſe hergeſtellt werden. Dieſer Mein Erlaß iſt durch 
die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Schloß Babelsberg, den 1. Juni 1874. 
Wilhelm. 
Falk. 


An den Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten und 
den Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath. 


(Nr. 8205.) 23 Ins: Zu: 
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| Zuſammenſtellung 
der 


Wahlverbaͤnde, welche aus vereinigten Kreisſynoden fuͤr die Wahl der 
Provinzial⸗Synodaldeputirten zu bilden find. 


I. Provinz Preußen. 


A. Es werden vereinigt die Kreisſynoden 
1) Carthaus mit Neuſtadt und Danziger Nehrung nebſt Werder. 
2) Prauſt mit Marienburg. 

3) Pr. Stargardt⸗Berent mit Konitz. 
4) Heilsberg mit Raſtenburg. 

5) Straßburg mit Thorn. 

6) Deutſch⸗Crone mit Flatow. 

7) Angerburg mit Lötzen. 

8) Darkehmen mit Gerdauen. 

9) Lyck mit Oletzko. 

10) Gumbinnen mit Stallupönen. 


Summa Wahlverbände..... 10. 

Dazu 
B. Einzeln wählende Kreisſynode nnn 30. 
Summa 40 


II. Provinz Brandenburg. 


A. Es werden vereinigt die Kreisſynoden 
1) Potsdam I. mit Potsdam II. 
2) Berlin Land mit Spandau. 
3) Bernau mit Strausberg. 
4) Neu⸗Ruppin mit Lindow⸗Granſee. 
5) Wittſtock mit Pritzwalk. 
6) Perleberg mit Puttlitz und Lenzen. 
7) Havelberg⸗Wilsnack mit Kyritz und Wuſterhauſen a. d. D. 
8) Rathenow mit Fehrbellin und Nauen. 
9) Brandenburg Altſtadt mit Neuſtadt und Dom. 
10) Belzig mit Beelitz⸗Treuenbrietzen. 
11) Jüterbogk mit Luckenwalde und Dahme Baruth. 
12) Zoſſen mit Königs⸗Wuſterhauſen. 
13) Bees⸗ 
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13) Beeskow mit Storkow. 

14) Wrietzen mit Neuſtadt⸗Eberswalde. 

15) Angermünde mit Schwedt a. d. O. und Gramzow. 

16) Prenzlau I. mit Prenzlau II. und Straßburg i. d. Uckermark. 
17) Templin mit Zehdenick. 

18) Frankfurt a. d. O. II. mit Müncheberg und Fürſtenwalde. 
19) Cüſtrin mit Sonnenburg. 

20) Königsberg i. d. Neumark I. mit Königsberg i. d. Neumark IL 
21) Sternberg I. mit Sternberg II. 

22) Forſt mit Spremberg. 

23) Calau mit Dobrilugk und Sonnewalde. 

24) Lübben mit Luckau. 


Summa Wahlverbände 24. 

Dazu 
B. Einzeln wählende Kreisſynode nenn 16. 
Summa 40. 


III. Provinz Pommern. 


A. Es werden vereinigt die Kreisſynoden 
1) Altenkirchen mit Bergen. 
2) Barth mit Franzburg. 
3) Greifswald Stadt und Land. 
4) Loitz mit Grimmen. 
5) Ueckermünde mit Paſewalk. 
6) Pencun mit Garz a. d. O. 
7) Greifenhagen mit Bahn. 
8) Stargard mit Werben. 
9) Freienwalde mit Daber. 
10) Labes mit Regenwalde. 
11) Naugard mit Greifenberg. 
12) Treptow mit Cammin. 
13) Colberg mit Cörlin. 
14) Bublitz mit Rummelsburg. 
15) Neuſtettin mit Ratzebuhr. 


Summa Wahlverbände 15 

Dazu 
B. Einzeln wählende Kreis ſynodeennnn nds 25. 
Summa 40 
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IV. Provinz Schleſien. 


A. Es werden vereinigt die Kreisſynoden: 
1) Frankenſtein⸗Münſterberg mit Glatz. 
2) Namslau mit Polniſch⸗Wartenberg. 
3) Steinau I. mit Steinau II. 
4) Bolkenhain mit Landeshut. 
5) Bunzlau I. mit Bunzlau II. 
6) Goldberg mit Haynau. 
7) Görlitz II. mit Görlitz III. 
8) Jauer mit Parchwitz. 
9) Lauban I. mit Lauban II. 
10) Löwenberg I. mit Löwenberg II. 
11) Lüben I. mit Lüben II. 
12) Rothenburg I. mit Rothenburg IL 
13) Neiße mit Oppeln. 
14) Pleß mit Ratibor. 


Summa Wahlverbände 
Dazu 
B. Einzeln wählende Kreisſynoden | 


V. Provinz Sachen, 


A. Es werden vereinigt die Kreisſynoden: 


1) Salzwedel mit Arendſee und Beetzendorf. 
2) Seehauſen mit Oſterburg und Werben. 


3) Stendal mit Tangermünde. 

4) Gardelegen mit Clötze. 

5) Sandau mit Altenplathow. 

6) Burg mit Zieſar. 

7) Crakau mit Gommern und Loburg. 


Summa 


——— 


8) Weferlingen⸗Wolfsburg mit Neuhaldensleben und Vornſtedt. 


9) Barleben mit Wolmirſtedt. 

10) Eilsleben mit Wanzleben. 

11) Atzendorf mit Calbe. 

12) Gröningen⸗Oſchersleben mit Anderbeck. 
13) Halberſtadt mit Oſterwieck. 

14) Quedlinburg mit Aſchersleben. 

15) Ermsleben mit Mansfeld. 


16) Gerb⸗ 
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16) Gerbſtedt mit Eisleben. 
17) Sangerhauſen mit Querfurt und Schraplau. 
18) Halle (2. Land) mit Cönnern. 
19) Halle (1. Land) mit Schkeuditz und Lauchſtedt. 
20) Merſeburg (Stadt) mit Merſeburg (Land) und Lützen. 
21) Delitzſch mit Brehna und Gollme. 
22) Weißenfels mit Liſſen. 
23) Naumburg⸗Pforta mit Freyburg und Eckartsberga. 
24) Heldrungen mit Artern. 
25) Wittenberg mit Kemberg und Zahna. 
26) Torgau mit Prettin. 
27) Seyda mit Herzberg und Schlieben. 
28) Elſterwerda mit Liebenwerda und Belgern. 
29) Bitterfeld mit Eilenburg. 
30) Erfurt mit Ziegenrück. 
31) Langenſalza mit Oberdorla, Sundhauſen und Weißenſee. 
32) Suhl mit Schleuſingen. 
33) Mühlhauſen mit Heiligenſtadt und Groß⸗Bodungen. 
34) Nordhauſen mit Salza und Bleicherode. 
Summa Wahlverbände ..... 
Dazu 
B. Einzeln wählende Kreisſynodennnnsdns q 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Gefek- Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 12. Februar 1874., betreffend die Verleihung 
des Expropriationsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte an die Gemeinden 
Ummendorf und Wormsdorf und die Domaine Ummendorf im Kreiſe 
Neuhaldensleben für den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee von 
Ummendorf nach Wormsdorf, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Magdeburg Nr. 18. S. 143., ausgegeben den 2. Mai 1874.; 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 5. März 1874. und der durch denſelben ge- 
nehmigte Nachtrag zu dem Statut der kommunalſtändiſchen Bank für 
die Preußiſche Oberlauſitz zu Görlitz vom 2. März 1866. (Geſetz⸗Samml. 
S. 158. ff.) durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Liegnitz 
Nr. 21. S. 118., ausgegeben den 23. Mai 1874. 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 30. März 1874., betreffend die Verleihung 
des Expropriationsrechts an die Oberlauſitzer Sieg e für die 
Anlage einer Pferde⸗Eiſenbahn vom Bahnhof Ruhland der Cottbus: 
Großenhayner Eiſenbahn über Zſchornagosda nach Lauchhammer bezüglich 
der für die Strecke von der Elſterbrücke bis zum Lauchhammer Gebiet 
erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Merſeburg Nr. 23. S. 124., ausgegeben den 6. Juni 1874. 


Redigirt im Bureau des Staats ⸗Miniſterlums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(N. v. Decker). 


